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Die aufgeworfenen Fragen werden wie folgt beantwortet:

Bei der Entwicklung neuer Baugebiete wird die Schulverwaltung frühzeitig beteiligt. Zu prüfen ist 
dabei, ob die schulische Infrastruktur in dem betreffenden Grundschulbezirk dem künftigen Be­
darf entspricht bzw. inwieweit eine Erweiterung in die Planung einfließen muss. Für den Bereich 
der weiterführenden Schulen ist eine derartige Prüfung nicht notwendig, da es für diese Schulen 
keine Festlegung auf den Besuch einer bestimmten Schule gibt. Für diese Schulen ist ein ge­
meinsamer Schulbezirk gebildet worden, der das Stadtgebiet umfasst. Die Eltern haben somit 
die Wahl, an welcher Schule sie ihr Kind anmelden. Eine Erweiterung des Angebots weiterfüh­
render Schulen ist grundsätzlich nicht erforderlich, da sich die stadtweite Schülerzahl regelmä­
ßig nur unwesentlich verändert.

In jahrzehntelanger Praxis ist eine Berechnungsmethode zur Planung des kurz- und langfristi­
gen schulischen Bedarfs im Grundschulbereich bei Baugebieten entwickelt worden, die die 
Schulanfängerzahlen aus der Einwohnermeldedatei und eine Prognose zu den Schülerzahlen 
aus einem Neubaugebiet berücksichtigt. Dabei wird nach Wohneinheiten in Einfamilien- oder 
Mehrfamilienhäusern unterschieden, und es werden erforderlichenfalls auch Bauabschnitte in 
Baugebieten berücksichtigt. Daraus werden die Größe einer Schule und ggf. ein Raumpro-
gramm für schulische Neu-, Erweiterungs- oder Umbauten abgeleitet.

Außer im Falle der Errichtung der Grundschule Lamme konnte auf der Grundlage dieser Be­
rechnungsmethode bislang die schulische Versorgung im Grundschulbereich zuverlässig einge­
schätzt werden. Das Baugebiet Lammer Busch-West bildete eine Ausnahme, da sich dort inner­
halb sehr kurzer Zeit sehr viele kinderreiche Familien niedergelassen haben, was so nicht vor­
hersehbar war.
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